
und schulpsychologischen Dienst insbesondere wegen der Zuständigkeit für die Aus- und Fortbildung der
Beratungslehrer noch einmal hinsichtlich dieser Beratungsverpflichtung sensibilisiert. Die Schulämter wurden
darum gebeten, mit allen Schulleiterinnen und Schulleitern in den Dienstberatungen noch einmal die Bera-
tungsverpflichtung der Schulen nach § 51 Abs. 2 Schulgesetz zu thematisieren und darauf aufmerksam zu
machen, dass dies insbesondere vor anstehenden Schullaufbahnentscheidungen im Gemeinsamen Unter-
richt bedeutsam ist. Die Schulämter sind außerdem bestrebt etwaigen Widersprüchen abzuhelfen. Dazu gibt
es Elterngespräche in denen entsprechend beraten wird. In der Regel kann ein Konsens gefunden werden. 

Danke schön.

Vizepräsidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Herr Kollege Wolf.

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Erst einmal vielen Dank, Herr Staatssekretär, für die jetzt schon umfangreiche Beantwortung. Ich habe nur
mal eine Nachfrage. Sie haben gesagt, dass im aktuellen Schuljahr das erste Mal nach zehn Jahren die För-
derschulquote wieder gestiegen ist. Kann man sagen, in welchen Klassenstufen das vorrangig ist? Also ist
das eher im Übergang vom Kindergarten in die Klassenstufe 1 oder ist das Übergänge in den einzelnen
Klassenstufen wo neue Gutachten geschrieben worden sind etc.?

Prof. Dr. Speitkamp, Staatssekretär:

Diese Frage muss ich mitnehmen. Die kann ich jetzt aus dem Stegreif nicht beantworten. Das muss ich
überprüfen.

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Okay, vielen Dank.

Vizepräsidentin Marx:

Gibt es weitere Fragen? Das sehe ich nicht. Dann kommen wir zum Aufruf der zweiten Frage. Fragestellerin
ist Frau Abgeordnete Wahl in der Drucksache 7/5049.

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Frau Präsidentin!

Demonstrationsgeschehen in Gera am 7. März 2022

Am 7. März 2022 kam es nach meiner Kenntnis zu Bedrängungen, Bedrohungen und Durchbruchsversu-
chen von Teilnehmenden einer nicht angemeldeten Demonstration gegenüber der angemeldeten Menschen-
kette des Aktionsbündnisses „Gera gegen Rechts“. Zudem führten Demonstrierende des sogenannten Spa-
ziergangs Hunde mit sich und sollen unter anderem Flaschen geworfen sowie Pyrotechnik abgebrannt ha-
ben. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche Maßnahmen hat die Polizei ergriffen, um die Teilnehmenden der angemeldeten Versammlung zu
schützen? 
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2. Welche Analysen und Einschätzungen lagen der Einsatzplanung und damit verbunden dem Kräfteansatz
zugrunde? 

3. Welche Maßnahmen wird die Polizei in Zukunft ergreifen, um die Teilnehmenden einer angemeldeten Ver-
sammlung zu schützen, das Versammlungsrecht damit wirkungsvoll durchzusetzen? 

4. Bei welchen sogenannten Spaziergängen seit dem Jahr 2020 wurde nach Kenntnis der Landesregierung
Pyrotechnik abgebrannt? Welche davon war legal, welche illegal?

Vielen Dank.

Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium für Inneres und Kommunales, Frau Staatssekretärin
Schenk.

Schenk, Staatssekretärin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage der
Abgeordneten Wahl beantworte ich für die Landesregierung wie folgt: 

Zu Frage 1: Aufgrund der Vielzahl von zuvor angemeldeten erwarteten Versammlungen bzw. Ansammlun-
gen und Aufzügen – insgesamt zwölf – führte die Landespolizeiinspektion Gera am 7. März 2022 einen ge-
schlossenen Einsatz im Rahmen einer Besonderen Aufbauorganisation – kurz: BAO – durch. Eine ab-
schnittsbezogene Einsatzbewältigung des Versammlungsgeschehens in der Stadt Gera erfolgte mit Kräften
des Inspektionsdiensts Gera, der Einsatzunterstützung Gera sowie der Bereitschaftspolizei Thüringen. Die-
sen Kräften oblag insbesondere der Schutz aller Versammlungen. Neben Verkehrsmaßnahmen wurden in
diesem Zusammenhang offensive Präsenzmaßnahmen wie Raumschutz, Absperrungen und polizeiliche Be-
gleitung der Versammlung durchgeführt. 

Zu Frage 2: Für die Einsatzbewältigung aller im Schutzbereich der LPI Gera vorgeplanten bzw. bekannten
Versammlungslagen mit Schwerpunkten in Altenburg, Gera und Greiz sah die Kräftevorplanung und die da-
ran ausgerichtete Kräfteanforderung der LPI Gera vom 2. März 2022 insgesamt drei Bereitschaftspolizeihun-
dertschaften, zwei Einsatzzüge, den Einsatz eines Lichtmastkraftwagens sowie die technische Einsatzein-
heit zur Errichtung von Sperrgittern vor. Weitere Lageschwerpunkte in Thüringen mit entsprechenden Kräfte-
anforderungen ergaben sich am 7. März für die Versammlungsgeschehen in Jena, Eisenach, Erfurt, Ilmenau
und Hildburghausen. Am 7. März 2022 nahm die LPD eine aktuelle Beurteilung der Lage für das gesamte
Land vor. Im Ergebnis konnte der Kräfteanforderung der LPI Gera nicht vollumfänglich entsprochen werden.
So konnten der LPI Gera für den Gesamteinsatz lediglich eine Einsatzhundertschaft sowie der Lichtmast-
kraftwagen zusätzlich zugewiesen werden. Aus dem Einsatzbericht der LPI Gera geht hervor, dass aufgrund
des offensichtlich zutage tretenden Kräftedefizits am Einsatzort Gera ein Aufeinandertreffen von zwei Ver-
sammlungen nicht verhindert werden konnte. Hier war es nicht möglich, den unangemeldeten Aufzug von
der angemeldeten Standkundgebung fernzuhalten und damit verbundene Verbalattacken zu unterbinden.

Zu Frage 3: Der Schutz der Teilnehmenden bildet regelmäßig den Auftragsschwerpunkt bei Versammlungs-
lagen. Die taktischen Konzepte der einsatzführenden Behörden und Dienststellen sind maßgeblich von ver-
fügbare Ressourcen, also Einsatzkräften und Einsatzmitteln, abhängig. Aufgrund der Vielzahl der angemel-
deten und zu erwartenden Versammlungslagen im Kontext der Corona-Proteste werden an Schwerpunktta-
gen grundsätzlich alle verfügbaren Kräfte eingesetzt und, soweit dies möglich ist, Kräfte aus anderen Bun-
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desländern angefordert. Die einsatzführenden Behörden bzw. Dienststellen sind vor diesem Hintergrund be-
strebt, diese vorhandenen Kräfte und technischen Mittel so einzusetzen, dass der Schutz aller Versamm-
lungsteilnehmenden sowie Unbeteiligter gewährleistet wird. 

Zu Frage 4: Informationen zu legal verwendeter Pyrotechnik, die bei oben genannten Versammlungen ge-
nutzt wurde, liegen generell nicht vor. Bei welchen sogenannten Spaziergängen seit dem Jahr 2020 Pyro-
technik abgebrannt wurde und wie oft, ist nicht recherchierbar. Deshalb kann ich Ihnen darüber keine Aus-
künfte geben. Im Zusammenhang mit illegal genutzter Pyrotechnik im Sinne der Fragestellung wurden zwei
Ermittlungsverfahren nach dem Sprengstoffgesetz eingeleitet. Das erste Verfahren: Am 14. Februar 2022
wurden gegen vier männliche Personen im Alter von 27 bis 48 Jahren Ermittlungsverfahren eingeleitet, weil
sie im dringenden Tatverdacht stehen, für die Zündung eines Feuerwerks als Auftaktsignal einer unangemel-
deten Versammlung verantwortlich zu sein. Das zweite Verfahren: Anlässlich des Versammlungsgeschehens
am 7. März 2022, auf welches Sie sich in Ihrer Mündlichen Anfrage beziehen, erfolgte die Einleitung eines
Ermittlungsverfahrens gegen unbekannt, nachdem eine Feuerwerksbatterie als Auftaktsignal ebenfalls zur
Versammlungseröffnung abgebrannt wurde.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Marx:

Nachfragen von Kollegin Wahl gibt es nicht. Gibt es Nachfragen aus dem Haus? Frau Abgeordnete König-
Preuss.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:

Danke schön erst mal für die Antwort. Mich würde interessieren, wo die zwei anderen Hundertschaften wa-
ren, wenn sie nicht in Gera waren, weil in Jena waren es auf alle Fälle viel weniger Teilnehmende bei den
Corona-Protesten, bei dem Gegenprotest auch. Genauso war ja auch die Lage in anderen Städten. Von da-
her: Wo waren denn die zwei anderen Hundertschaften?

Schenk, Staatssekretärin:

Das müsste ich schriftlich beantworten.

Vizepräsidentin Marx:

Eine Frage könnte noch gestellt werden, aber ich sehe dafür niemanden. Dann kommen wir zur Frage
Nummer 3, Fragestellerin ist Frau Abgeordnete Vogtschmidt mit der Drucksache 7/5054. Bitte schön.

Abgeordnete Vogtschmidt, DIE LINKE:

Vielen Dank.

Vorhaltung von Jodtabletten in Thüringen

Seit dem Überfall auf die Ukraine steigt auch die Nachfrage von Jodtabletten. Oft ist ein Missverständnis ver-
breitet, dass konventionelle Jodtabletten, die auch zur Behandlung von Schilddrüsenerkrankungen einge-
setzt werden – in der Dosierung von 0,1 bis 0,2 Milligramm – davor schützen, dass radioaktives Jod in die
Schilddrüse aufgenommen wird, obwohl dazu hochdosiertes Kaliumiodid erforderlich wäre. Ebenso ist vielen
Menschen weiterhin nicht bekannt, dass die Einnahme dieses hochdosierten Kaliumiodid Personen über
45 Jahren wegen der mit höherem Alter steigenden Nebenwirkungen nicht empfohlen wird. Das Bundesamt
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